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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Wolfgang Hauber, Prof. (Univ. 
Lima) Dr. Peter Bauer, Manfred Eibl, Susann Enders, Dr. Hubert Faltermeier, Hans 
Friedl, Tobias Gotthardt, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann Häusler,  
Dr. Leopold Herz, Alexander Hold, Nikolaus Kraus, Rainer Ludwig, Gerald Pittner, 
Bernhard Pohl, Kerstin Radler, Gabi Schmidt, Jutta Widmann, Benno Zierer und 
Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Thomas Kreuzer, Prof. Dr. Winfried Bausback, Alexander König, Tobias Reiß, 
Tanja Schorer-Dremel, Petra Guttenberger, Manfred Ländner, Holger Dremel, Nor-
bert Dünkel, Matthias Enghuber, Max Gibis, Alfred Grob, Otto Lederer, Dr. Franz 
Rieger, Josef Schmid, Karl Straub, Walter Taubeneder, Peter Tomaschko und 
Fraktion (CSU) 

Gesetzgeberischen Schnellschuss mit Folgen dringend verhindern! – Pauschali-
siertes Messerverbot ablehnen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag spricht sich dafür aus, dass die Staatsregierung die Bundesratsinitiative 
der Länder Niedersachsen und Bremen zur Änderung des Waffengesetzes, die die 
Möglichkeit vorsieht, das Führen von Messern jeglicher Art bei Menschenansammlun-
gen in öffentlichen Räumen generell zu untersagen und damit auch Gebrauchsgegen-
stände zu Tatmitteln stigmatisiert, in dieser pauschalen Form ablehnt. 

 

 

Begründung: 

Niedersachsen und Bremen setzen sich mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Waffengesetzes (BR-Drs. 207/19) dafür ein, das Tragen von Waffen und Messern 
in der Öffentlichkeit deutlich weitgehender als bisher zu verbieten – insbesondere an 
stark frequentierten Orten, etwa in Fußgängerzonen, Einkaufszentren oder Veranstal-
tungsorten. Hierzu wollen sie die Behörden ermächtigen, lokale Waffenverbotszonen 
zu bestimmen. Zudem soll ein generelles Führensverbot für Messer ab einer Klingen-
länge von 6 cm gelten. 

Es ist nicht in Abrede zu stellen, dass Angriffe mit Messern im öffentlichen Raum be-
sonders geeignet sind, das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung erheblich zu beeinträch-
tigen. Ein generelles Messerverbot an öffentlichen Orten würde in dieser weitgehenden 
Form jedoch zwangsläufig zur Kriminalisierung von Alltagsgegenständen führen. So 
wären grundsätzlich bereits Brotzeitmesser und Besteckmesser im Biergarten und da-
mit in der Öffentlichkeit verboten. Zwar soll im Gesetzgebungsverfahren darauf geach-
tet werden, dass die pauschale Verordnungsermächtigung es den zuständigen Behör-
den ermöglicht, Ausnahmen zu schaffen. Es kann jedoch nicht sein, dass bereits für die 
einfache Brotzeit im Biergarten eine Ausnahmegenehmigung nötig wäre. Zusätzlich 
müssten auch die berechtigten Belange der Traditionsvereine (Stichwort: Hirschfänger, 
Trachtenvereine) bedacht werden. 

Der Gesetzesinitiative der Länder Niedersachsen und Bremen sollte in dieser pauscha-
len und weitgehenden Form daher nicht zugestimmt werden. Messerverbote scheinen 
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nur im Umfeld von besonders sensiblen öffentlichen Orten gerechtfertigt, wenn genau 
und mit Augenmaß aufgrund einer Risiko- und Lageeinschätzung im Einzelfall festge-
stellt wurde, dass hierfür ein konkreter Bedarf besteht. Dies kann zum Beispiel das Um-
feld von Kinder-, Jugend- und Bildungseinrichtungen sowie des öffentlichen Personen-
verkehrs betreffen. Dabei muss immer auch ein besonderes Augenmerk auf das 
Brauchtum gerichtet werden sowie darauf, dass typisches unproblematisches Freizeit-
verhalten weiterhin möglich bleibt. 

 



in die Regelschulen zu schicken und zu sagen: Schaut einmal, wie ihr mit ihnen 
zurechtkommt. – Das ist doch grober Unfug.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Diesen Kindern muss ich zuerst vernünftig Deutsch beibringen, und erst dann kann 
ich über die weitere Beschulung reden. Dieses Angebot findet für alle statt. Ich 
bitte Sie alle, meine Damen und Herren, diese Anträge abzulehnen. Sie führen 
nicht weiter. Wir wollen unsere Politik im Interesse der Flüchtlinge konstruktiv fort-
setzen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Alexander König (CSU): 
Sehr gute Rede!)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Staatsminister. 
– Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden die Anträge wieder getrennt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 18/2845 – das ist der Antrag der 
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – seine Zustimmung geben will, den 
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die GRÜNEN. Gegenstimmen! – Gegen-
stimmen der FREIEN WÄHLER, der CSU, der FDP, der AfD sowie der beiden frak-
tionslosen Abgeordneten. Enthaltungen? – Enthaltung der SPD. Damit ist der 
Dringlichkeitsantrag abgelehnt. Wir kommen nun zur namentlichen Abstimmung 
über den Dringlichkeitsantrag der AfD-Fraktion auf Drucksache 18/2878. Die Urnen 
stehen bereit. Die Abstimmung ist eröffnet. Sie haben fünf Minuten Zeit.

(Namentliche Abstimmung von 17:50 bis 17:55 Uhr)

Die Abstimmung ist geschlossen. Die Auszählung der Stimmkarten findet außer-
halb des Plenarsaals statt. 

Ich gebe Ihnen noch bekannt, dass die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 18/2846 mit 18/2850 sowie die Drucksachen 18/2879 mit 18/2881 in die je-
weils federführenden Ausschüsse überwiesen werden. 

Außerdem darf ich Ihnen bekannt geben, dass der letzte Tagesordnungspunkt, die 
Listennummer 21 der Anlage zum Tagesordnungspunkt 7, in der nächsten Sitzung 
aufgerufen wird. Die Fraktionen sind übereingekommen, dass heute keine Bera-
tung mehr stattfindet, da es kurz vor 18:00 Uhr ist. Solange die Stimmkarten aus-
gezählt werden, unterbreche ich die Plenarsitzung.

(Unterbrechung von 17:55 bis 17:57 Uhr)

Wir nehmen die Sitzung wieder auf. Ich gebe das Ergebnis der namentlichen Ab-
stimmung zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Ebner-Steiner, Maier, Singer 
und anderer und Fraktion (AfD) betreffend "ANKER-Einrichtungen durch konse-
quente Rückführung überflüssig und Schwaben zur Modellregion für Remigration 
machen", Drucksache 18/2878, bekannt. Mit Ja haben 18 gestimmt, mit Nein 
haben 132 gestimmt. Stimmenthaltungen gab es keine. Damit ist dieser Dringlich-
keitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Wir haben damit die Tagesordnung abgearbeitet. Ich danke Ihnen, dass Sie so 
lange ausgeharrt haben, und wünsche Ihnen noch einen schönen Abend. Die Sit-
zung ist geschlossen.

Protokoll 18/23
vom 04.07.2019
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, 
Wolfgang Hauber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Thomas Kreuzer, Prof. Dr. Winfried Bausback, Alexander König u.a. und 
Fraktion (CSU) 
Drs. 18/2879 

Gesetzgeberischen Schnellschuss mit Folgen dringend verhindern! – Pauschali-
siertes Messerverbot ablehnen 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Wolfgang Hauber 
Mitberichterstatter: Richard Graupner 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Kommunale Fragen, In-
nere Sicherheit und Sport federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse ha-
ben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 9. Sitzung 
am 10. Juli 2019 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Enthaltung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

Dr. Martin Runge 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, 
Wolfgang Hauber, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Manfred Eibl, Susann 
Enders, Dr. Hubert Faltermeier, Hans Friedl, Tobias Gotthardt, Eva Gottstein, 
Joachim Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Alexander Hold, Nikolaus 
Kraus, Rainer Ludwig, Gerald Pittner, Bernhard Pohl, Kerstin Radler, Gabi 
Schmidt, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Thomas Kreuzer, Prof. Dr. Winfried Bausback, Alexander König, Tobias Reiß, 
Tanja Schorer-Dremel, Petra Guttenberger, Manfred Ländner, Holger Dremel, 
Norbert Dünkel, Matthias Enghuber, Max Gibis, Alfred Grob, Otto Lederer, Dr. 
Franz Rieger, Josef Schmid, Karl Straub, Walter Taubeneder, Peter Tomaschko 
und Fraktion (CSU) 

Drs. 18/2879, 18/3752 

Gesetzgeberischen Schnellschuss mit Folgen dringend verhindern! – Pauschali-
siertes Messerverbot ablehnen 

Der Landtag spricht sich dafür aus, dass die Staatsregierung die Bundesratsinitiative 
der Länder Niedersachsen und Bremen zur Änderung des Waffengesetzes, die die 
Möglichkeit vorsieht, das Führen von Messern jeglicher Art bei Menschenansammlun-
gen in öffentlichen Räumen generell zu untersagen und damit auch Gebrauchsgegen-
stände zu Tatmitteln stigmatisiert, in dieser pauschalen Form ablehnt. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Thomas Gehring 

II. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch



Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 

auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage)

Von der Abstimmung ausgenommen sind die Nummern 20, 29 und 39 der Liste.

Dies sind der Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Andreas Winhart, Stefan Löw 

und anderer und Fraktion (AfD) betreffend "Antrag auf Errichtung eines bayerischen 

Zentrums für Wassergefahren" auf Drucksache 18/2241 und der Antrag der Abgeord-

neten Klaus Adelt, Alexandra Hiersemann, Inge Aures und anderer (SPD) betreffend 

"Für saubere Städte und Gemeinden – Bußgelder gegen Müllsünder erhöhen" auf 

Drucksache 18/2524, die zur Einzelberatung hochgezogen wurden. Diese Anträge 

werden im Plenum am 15. Oktober 2019 aufgerufen.

Der Antrag Nummer 39 der Liste, der Antrag der Abgeordneten Horst Arnold, Klaus 

Adelt, Harald Güller und anderer (SPD) betreffend "Klares Bekenntnis zu BRK, Malte-

ser, Johanniter und ASB – EuGH-Urteil endlich umsetzen!" auf Drucksache 18/2803 

wurde von den Antragstellern zurückgezogen und als nachgezogener Dringlichkeits-

antrag zum Dringlichkeitsantrag der Fraktion FREIE WÄHLER und der CSU-Fraktion 

eingebracht.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der GRÜNEN, der 

SPD, der FREIEN WÄHLER, der FDP und der CSU. Wer ist dagegen? – Ich sehe nie-
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manden. Wer enthält sich der Stimme? – Enthaltung der beiden fraktionslosen Abge-

ordneten Plenk und Swoboda. Ich konnte kein Abstimmungsverhalten der AfD-Frak-

tion feststellen.

(Klaus Adelt (SPD): Die schlafen noch!)

Sie haben das Ergebnis aufgenommen. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

(Unruhe)

Herr Fraktionsvorsitzender Florian Streibl, lieber Florian, würdest du bitte ein wenig auf 

Ruhe in deiner Fraktion achten? Dies gilt für alle Fraktionen. – Vielen Dank.
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